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,,Nicht die Zentralstaatsnation, sondern der fö-
derale Gedanke prägt unseren Staat. Er ist es, 
der uns auch den Weg zu den Zielen unserer 
Verfassung ebnet. Wir wissen aus der Erfah-
rung unseres Volkes, daß die Eigenart seiner 
selbstbewußten föderalen Glieder nicht weg-
integriert, sondern um der Heimatwurzeln der 
Menschen willen stärker werden kann, wenn 
das Land aus eigener Einsicht in neue Not-
wendigkeiten Befugnisse an höhere Ebenen ab-
gibt. Wir werden es deshalb leichter haben als 
andere, wenn nach einem ähnlichen Modell 
eine neue politische Architektur in Europa ent-
steht ... "• 

• Richard von Weizsäcker, Ansprache des Bundespräsidenten: Vierzig Jahre Grund-
gesetz in der Bundesrepublik Deutschland, Staatsakt arn 24. 5. 1989, Bulletin der Bundes-
regierung Nr. 51 v. 25.5.1989, S. 445 (452). 





Vorwort 

Die Idee zu einer Untersuchung föderativer Staatsstrukturen Westeuropas ent-
stand anläßlich eines rechtsvergleichenden Seminars an der Hochschule für Ver-
waltungswissenschaften Speyer im Sommersemester 1984. Eine Ergänzung er-
fuhr dieses Projekt durch die mir von meinem Doktorvater, Herrn Prof. Dr. 
Albrecht Weber, angesichtsder Entwicklungen in Spanien und Belgien nahege-
legte Analyse der Einwirkung des europäischen Gemeinschaftsrechts auf födera-
tive Staatsstrukturen. Seinem steten Zuspruch und seinen Anregungen verdanke 
ich den zügigen Abschluß der Arbeit, die im Wintersemester 1989/90 dem 
Fachbereich Rechtswissenschaften der Universität Osnabrück als Dissertation 
vorgelegt wurde. 

Die vorliegende Veröffentlichung berücksichtigt den Stand der Literatur und 
Rechtsprechung vom Frühjahr 1991. Die am 15. Dezember 1990 eröffnete Regie-
rungskonferenz zur Politischen Union, in deren Rahmen die deutschen Länder 
die Einführung einer dritten- regionalen- Ebene in die Verträge anstreben, 
wurde hinsichtlich ihrer regionalen Bezugspunkte berücksichtigt. Eingang fanden 
zudem die im Vorfeld der noch ausstehenden Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts im Verfahren über die Rundfunkrichtlinie im Schrifttum abgegebe-
nen Stellungnahmen. 

Zu danken habe ich Herrn Dr. Karl-Peter Sommermann für seinen fachkundi-
gen Rat und seine bereitwillige Unterstützung. Den Damen und Herren Sabine 
Epperlein, Susanne Martens, Christoph Leibenath und Christian Merten sei für 
die wertvolle Hilfe bei der Beschaffung der Literatur und der Korrektur des 
Manuskripts gedankt. Frau Bosse-Lüken und Frau Miethe möchte ich für die 
Fertigstellung des maschinenschriftlichen Manuskripts danken. 

Herrn Prof. Dr. Siegfried Magiera und Herrn Prof. Dr. Detlef Merten bin ich 
für die Aufnahme der Arbeit in die "Schriften zum Europäischen Recht", dem 
Bundesminister des Ionern für den gewährten Druckkostenzuschuß zu Dank 
verpflichtet. 

Bonn, im Juli 1991 Hermann-Josef Blanke 
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Problemstellung 

Föderalismus im nationalen Raum und Integrationsprozesse auf supranationa-
ler Ebene werfen schon seit den Anfängen der Europäischen Gemeinschaften 
(EG) die Frage der verfassungsrechtlichen und verfassungspolitischen Kompati-
bilität dieser beiden scheinbar dichotomen Vorgänge auf!. Bereits 1951 sah der 
damalige nordrhein-westfälische Ministerpräsident Kar/ Arnold die Gefahr, daß 
die Länder von der Mitwirkung an europäischen Angelegenheiten ausgeschlossen 
und zu "reinen Verwaltungseinheiten herabgedrückt" werden2• 

Konnte insofern aber bis vor einem Jahrzehnt noch von einem singulär deut-
schen Problem gesprochen werden, kommt diesem heute bereits angesichts der 
Föderalisierungstendenzen in verschiedenen Mitgliedsländern der Zwölferge-
meinschaft eine weit über den nationalen Bereich hinausragende Bedeutung zu 3, 

die sich in nationalen Verfassungsentscheidungen für eine "offene Staatlichkeit"4 

einerseits und für eine innerstaatliche politische Dezentralisierung andererseits 
widerspiegelt. An Brisanz gewinnt es noch dadurch, daß das Phänomen der 
zunehmenden Ausweitung dezentralisierter mitgliedstaatlicher Territorialstruktu-
ren Auswirkungen auf die mögliche Fortentwicklung der Gemeinschaft zu einer 
Europäischen Union haben kann. Selbst wenn man davon ausgeht, daß das 
klassische Begriffsschema Staatenbund oder Bundesstaat die notwendige Beson-
derheit eines sich entwickelnden Verbandes aus derzeit zwölf europäischen Staa-
ten nicht hinreichend zu erfassen vermag 5, ist die Existenz dezentralisierter 

1 Vgl. Hrbek, Politikverflechtung macht an den Grenzen nicht halt, S. 38-43. 
z BR, 61. Sitzungsbericht v. 27.6. 1951, S. 445 (D). 
3 Vgl. Everling, BuR 23 (1988), S. 343; Stammen, S. 175; Die zunehmende Bedeutung 

des Problems spiegelt sich auch in einer Vielzahl von Tagungen mit einer entsprechenden 
Themenstellung, vgl. etwa: ,,La inserci6n de las regiones en la Buropa de mafiana", 
Barcelona, 10.-12.3.1987; "Bundesländer und Europäische Gemeinschaft", Speyer, 
30. 9.-2. 10. 1987; 28. Tagung der wissenschaftlichen Mitarbeiter der Fachrichtung "Öf-
fentliches Recht", Themenkreis 1: ,,Bundesstaatliche Ordnung und europäische Integra-
tion", Trier, 15. -18. 3.1988; "Die Bundesrepublik Deutschland und das Königreich 
Spanien 1992 - Die Rolle der Länder und Comunidades Aut6nomas im Europäischen 
lntegrationsprozeß", München, 8./9.6.1989; "Rechtsfragen des Gemeinsamen Marktes: 
Die Betroffenheit der deutschen Bundesländer durch den europäischen Integrationspro-
zeß", Universidad Pelayo de Santander, 19.-21. 7.1989; ,,Föderalismus und Regionalis-
mus in Europa", Bonn, 14.-6.9.1989 (vgl. hierzu Di Fabio, DVBl. 1989, S. 1238 ff.); 
,,Föderalismus und Europäische Gemeinschaften - unter besonderer Beriicksichtigung 
von Umwelt und Gesundheit, Kultur und Bildung". Deutsch-österreichisches-spanisches 
Symposion, Speyer, 19. -21.3.1990. 

4 Vgl. K . Vogel, S. 42. 
5 V gl. Bieber, in: Beutler I Bieber I Pipkorn I Streil, 17.4 (S. 559); ähnlich lpsen, EuR 

22 (1987), S. 212 f. Für Stern, Staatsrecht I,§ 19 I 3 (S. 650), ist ein vereinigtes Buropa 
hingegen nur in föderativer Form denkbar. 
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mitgliedstaatlicher Einheiten als Faktor für die "wahrscheinliche Entwicklungs-
tendenz der EG zu einem Gebilde von geographisch und sektoriell unterschiedli-
cher Integrationsdichte, in dem integrierende und koordinierende Faktoren sich 
verzahnen" 6, hierbei in Rechnung zu stellen. Zugleich wird aber die sich auf 
Gemeinschaftsebene momentan vollziehende "stille Revolution", in deren Folge 
nach den Worten Jacques Delors7 im Jahre "1993 mindestens 80 Prozent der 
Wirtschafts-, Finanz- und vielleicht Sozialgesetzgebung" von Brüssel aus erfolgt, 
erhebliche Auswirkungen auf die innerstaatlichen Normsetzungs- und Anwen-
dungsverfahren und damit auf die Kompetenzen regionaler Gebietskörperschaften 
haben 8• 

Deutliche Dezentralisierungs- und Föderalisierungstendenzen lassen sich in 
einigen Mitgliedstaaten der EG schon seit etlichen Jahren ausmachen 9• So sind 
in Spanienaufgrund der Verfassung vom 29.Dezember 1978 siebzehn Autonome 
Gemeinschaften entstanden, die entsprechend dem in Art. 2 i.V. m. Art. 137 CE 
garantierten Recht auf Autonomie eigene Gesetzgebungs- und Verwaltungskom-
petenzen besitzen. In Italien hat die Konstituante in einem der ausführlichsten 
Abschnitte der Verfassung (Art. 114 bis 133 Cl) eine Regionalisierung Italiens 
beschlossen, welche als Mittelweg zwischen Einheits- und Bundesstaat angesehen 
wird 10• Die Verfassung verordnete hier die Errichtung von fünf Regionen mit 
Sonderstatut, d. h. mit erheblich erweiterten Kompetenzen gegenüber den anderen 
fünfzehn Regionen mit einem bloßen Normalstatut. Schließlich hat Belgien durch 
die drei Verfassungsreformen von 1970, 1980 und 1988 eine Neugestaltung des 
Staates vollzogen, wobei den (Sprach)Gemeinschaften einerseits sowie den Lan-
desteilen (Regionen) Flandern undWallonienund der besonderen Region Brüssel 
andererseits im Rahmen eines Föderalisierungsprozesses Kompetenzen übertra-
gen wurden, die bisher vom Zentralstaat wahrgenommen wurden. Gemeinsam 
ist allen diesen dezentralisierten Einheiten, daß sie - wie zu zeigen sein wird 
- keine Staaten bilden und mithin nicht das Recht besitzen, sich aus einem 
eigenständigen "pouvoir constituant" eine Verfassung zu geben. Im Gegensatz 
dazu steht die jeweilige Staatlichkeil von Bund und Ländern in der Bundesrepu-
blik Deutschland, die im Kreis der zwölf Mitgliedstaaten der EG weiterhin der 
einzige Staat ist, der in der Verfassung als Bundesstaat definiert wird. Damit ist 
die Bundesstaatlichkeil als verfassungsrechtliches Struktur- und Organisations-
prinzip grundgesetzlich festgelegt. Zugleich erfährt diese verfassungsrechtliche 
Normierung durch Art. 79 Abs. 3 GG eine Bestands- und Unantastbarkeitsgarantie. 

6 Bieber, ebd. 
7 Vor dem Europäischen Parlament am 15.6.1988, Verhandlungen des EP, Anhang 

2, Nr. 2-366/172. 
s Auf die geringe öffentliche Resonanz dieses Prozesses verweisen zu Recht Oschatz I 

Risse, DÖV 1989, S. 509. 
9 Vgl. Hrbek, Bundesländer und Regionalismus, S. 130 f. Keating I Jones, Regions 

in the European Communities; Stammen, Das Phänomen des europäischen Regionalis-
mus, 163 ff. 

10 Vgl. Tomuschat, Die Verwaltung 6 (1973), S. 169 
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Ungeachtet dieses Unterschieds weisen die territorialen Einheiten der genann-
ten EG-Mitgliedstaaten jedoch erhebliche Gemeinsamkeiten auf, die Anlaß zu 
der Frage nach ihrer Rolle und ihren Aufgaben im Rahmen des europäischen 
Integrationsprozesses geben: zum einen können sie alle-gleich ob im nationalen 
Verfassungstext als Länder, Autonome Gemeinschaften oder Regionen defi-
niert - aufgrund ihrer jeweiligen geographischen Gegebenheiten, ihrer ethni-
schen, sprachlichen oder religiösen Gemeinsamkeit, ihrer gemeinsamen histori-
schen Vergangenheit, aber auch ihrer wirtschaftlichen, das jeweilige Territorium 
prägenden Struktur als Regionen in einem umfassenden Sinn defmiert werden 11 , 

wobei oftmals mehrere Merkmale bei einer bestimmten Region zusammenfallen. 
Zum anderen verfügen sie alle - wie darzustellen - über ein gewisses Maß 
an legislativer Autonomie, was ihnen einen Raum eigenständiger Gestaltungsbe-
fugnis und-fähigkeiteröffnet und sie damit als politisch dezentralisierte Einheiten 
ausweist 12• Im Hinblick auf diese rechtliche und funktionale Qualität heben sich 
die Regionen der hier zu behandelnden vier EG-Mitgliedsländer von bloßen 
Verwaltungseinheiten ab, wie sie in der Gemeinschaft in Frankreich und Großbri-
tannien anzutreffen sind. Verwaltungsregionen werden zum Zweck von primär 
wirtschaftlicher und politischer Planung und Verwaltung als - künstliche -
Konstruktionen geschaffen. Solche Regionen, die als dezentrale Verwaltungsein-
heiten an anderer Stelle getroffene Entscheidungen vollziehen, sind Objekt von 
und Rahmen für Planung und Verwaltung n. In Großbritannien wie in Frankreich 
trägt diese verwaltungsmäßige Dezentralisierung der Forderung nach größerer 
Unabhängigkeit und größerer Berücksichtigung der Landesteile Schottland und 
Wales 14 bzw. der 1972 geschaffenen regionalen französischen Gebietskörper-
schaften 15 Rechnung. Dieses qualitative Minus an Autonomie der Verwaltungs-
regionen läßt sie für eine Rechtsvergleichung, die die Rolle präföderativ bzw. 
föderativ organisierter Einheiten im europäischen Integrationsprozeß zum Gegen-
stand hat, als ungeeignet erscheinen. Eine vergleichende Analyse der kompeten-
ziellen Betroffenheit dieser Einheiten durch Internationalisierung und Supranatio-
nalisierung, die ihren Ausgangspunkt in der Bundesrepublik Deutschland nimmt, 
setzt ebenso wie die Frage des Ausgleichs von Kompetenzverlusten ein zumindest 
annähernd vergleichbares Maß an legislativer, also politischer und nicht nur 
verwaltungsmäßiger Autonomie voraus, die mithin eine gewisse Verselbständi-

11 Hrbek, ebd., S. 136; Stammen, S. 170 f. Vgl. auch die Definition der Regionen in 
Art. 2 der vom Europäischen Parlament vorgelegten Gemeinschaftscharta der Regionali-
sierung, ABlEG 1988 C 326/296. 

12 Vgl. hierzu Molinadel Pozo, REP 43 (1985), S. 95. 
13 Hrbek, ebd., S. 136. 
14 Vgl. Gowan, S. 50 ff.; Johnson, S. 314; Malanczuk, ZaöRV 41 (1981), S. 133 ff., 

140 ff.; Smith, S. 55 ff.; Stammen, S. 179 f.; ferner Bothe, Die Kompetenzstruktur, S. 29, 
der darauf hinweist, daß die Autonomie von Schottland und Wales ( devolution) jederzeit 
durch das Parlament widerrufbar ist. 

15 Vgl. Constantinesco, S. 204 ff.; Miller, DÖV 1986, S. 143 ff. (144). Eine vollständi-
ge Liste aller Dezentralisierungsgesetze findet sich bei Fromont, DÖV 1983, S. 397 ff.; 
aktualisiert in: ders., DVBI. 1985, S. 421 ff. 
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